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Die ISS Aviation ist eine Tochterfirma der ISS, welche Dienstleistungen im Bereich Reinigung und 
Sicherheit anbietet und in der Schweiz 10'000 Mitarbeitende beschäftigt. 

Seit 1994 hat ISS Aviation einen Gesamtarbeitsvertrag (GAV), der den Beschäftigten anständige 
Löhne garantiert. Letztmals hat die ISS den GAV 2009 unterschrieben. Wer zu mindestens 50 % 
angestellt ist, hat Anspruch auf einen Monatsiohn. Bei vollem Pensum liegt er zwischen CHF 3651 
und CHF 4848 brutto, je nach Alter und Erfahrung. 

ISS missachtete ab 2009 den GAV und stellte neue Mitarbeitende trotz grosser Pensen im 
Stundenlohn ein. Die Lohndifferenz macht im Einzelfall bis zu CHF 1000 im Monat aus. Nur noch 
eine Minderheit des Personals hat Löhne, die dem GAV entsprechen. 

Statt auf die Intervention des vpod hin den GAV einzuhalten, hat die ISS diesen per 30. Juni 2010 
gekündigt. Nach Auslaufen des GAV wurden den Mitarbeitenden Einzelverträge mit schlechteren 
Konditionen vorgelegt. Die Arbeitnehmerinnenseite reichte Klage ein, weil der GAV nicht 
eingehalten wurde. Letzte Verhandlungen mit der ISS scheiterten. Die betroffenen 
Arbeitnehmerinnen beschlossen den Streik, der am 9. Juli begann. Derzeit sucht die ISS einen 
neuen GAV-Partner, welcher das Lohndumping mitträgt. 

Die tiefen ISS-Löhne reichen in Genf nicht zum Leben. Trotz Arbeit ist man mit solchen Löhnen 
von der Sozialhilfe abhängig, es werden sogenannte "working poor" geschaffen. Die Stadt Genf 
hat am 8. September 2010 die ISS aufgefordert, mit dem Lohndumping aufzuhören und den 
gekündigten GAV binnen 15 Tagen wieder in Kraft zu setzen. Andernfalls wird die Stadt Genf der 
ISS die bestehenden Reinigungsaufträge entziehen. 

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Werden von Seiten des Kantons Aufträge an die Firma ISS erteilt? Wenn ja, von welchen 
Departementen? Welches Volumen umfassen diese Aufträge insgesamt? 

2. Ist der Regierungsrat in Kenntnis der zunehmend informellen und prekären 
Arbeitsverhältnisse in der privaten Reinigungsbranche, welche stark wächst durch die 
zunehmende Auslagerung betriebsinterner Reinigungsdienste - auch im öffentlichen Dienst? 

3. Ist es dem Regierungsrat ein Anliegen, dass die private Reinigungsbranche für ein volles 
Pensum Löhne bezahlt, von denen die Mitarbeitenden leben können, ohne von den 
kantonalen Sozialhilfen abhängig zu werden? 

4. Ist der Regierungsrat bereit, im Falle ISS Aviation dem Beispiel der Stadt Genf zu folgen und 
ISS aufzufordern, den GAV wieder in Kraft zu setzen, einzuhalten und das Lohndumping zu 
beenden? 

5. Ist der Regierungsrat bereit, dieser Aufforderung mit der Drohung des Auftragsentzugs 
Nachdruck zu verleihen? 

6. Welche weiteren Möglichkeiten sieht der Regierungsrat, um Lohndumping und schlechte 
Arbeitsbedingungen bei Firmen, die öffentliche Aufträge erhalten, in Zukunft zu unterbinden? 
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